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Vernehmlassung zur 20.445 n Pa. Iv. Suter. Neuer Straftatbestand Cybermobbing

Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin,
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an diesem Vernehmlassungsverfahren teilzunehmen und unterbrei-
ten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme. 

1. Ausgangslage

Mobbing und insbesondere Cybermobbing können schwerwiegende psychische Folgen für die Betroffenen 
haben. Digitale Medien verstärken diese Problematik zusätzlich, da herabsetzende Inhalte rasch verbreitet 
werden und dauerhaft verfügbar bleiben. Der Vorentwurf ihrer Kommission trägt diesem Umstand Rech-
nung,  indem er  einen  eigenständigen  Straftatbestand  für  systematisches  Mobbing  und  Cybermobbing 
schafft.

2. Grundwerte der EVP

Die Würde jedes Menschen und der Schutz der Persönlichkeit gehören zu den Grundwerten der EVP. Gera-
de Kinder und Jugendliche müssen wirksam vor psychischer Gewalt geschützt werden – auch im digitalen 
Raum. Gleichzeitig ist darauf zu achten, dass der neue Straftatbestand genügend klar von alltäglichen Kon-
flikten, einmaligen Auseinandersetzungen und entwicklungsbedingtem Fehlverhalten abgegrenzt wird. Dies 
ist insbesondere relevant, weil Mobbing häufig unter Kindern und Jugendlichen stattfindet.

3. Beurteilung der Vorlage



3.1 Grundsätzliche Unterstützung

Die EVP unterstützt den vorgeschlagenen Art. 177bis VE-StGB grundsätzlich. Sie anerkennt, dass das gel -
tende Strafrecht zahlreiche Einzelhandlungen bereits heute erfasst. Beim Mobbing liegt das Unrecht jedoch 
häufig in der systematischen Wiederholung vieler einzelner Handlungen. Der neue Straftatbestand trägt dieser 
kumulativen Wirkung Rechnung und schliesst damit eine bestehende Schutzlücke. Gerade Handlungen, die 
für sich allein die Schwelle bestehender Strafnormen nicht erreichen, können in ihrer Gesamtheit strafwür-
dig sein. Dies entspricht auch der Begründung der Kommission. Die EVP begrüsst zudem die technologie-
neutrale Ausgestaltung. Sie ermöglicht es, analoge und digitale Handlungen sowie die in der Praxis häufig 
vorkommenden Mischformen gemeinsam zu beurteilen.

3.2 Abgrenzung und zeitliche Dauer nach Art. 177bis Abs. 1 VE-StGB

Die EVP erachtet die im Entwurf vorgesehene Umschreibung des Tatbestands grundsätzlich als sachge-
recht. Der Entwurf setzt voraus, dass die Täterin oder der Täter mit der Absicht handelt, die betroffene Per-
son herabzusetzen oder auszugrenzen. Die Kommission bezeichnet diese Absicht zusammen mit dem wie-
derholten Handeln über längere Zeit ausdrücklich als Wesenselement des Mobbings.

Die EVP begrüsst zudem, dass Mobbing als Antragsdelikt ausgestaltet wird. Dadurch bleibt es der betroffe-
nen Person beziehungsweise bei Minderjährigen den Inhaberinnen und Inhabern der elterlichen Sorge 
überlassen, über die Einleitung eines Strafverfahrens zu entscheiden. Dies trägt insbesondere dem Kindes-
wohl Rechnung, da ein Strafverfahren nicht in jedem Fall im Interesse des betroffenen Kindes liegt. Die 
Kommission führt diese Überlegung ausdrücklich als Begründung für das Antragserfordernis an.

Ebenfalls sachgerecht erscheint, dass die Antragsfrist erst mit der letzten Mobbinghandlung zu laufen be-
ginnt. Da Mobbing aus wiederholten Handlungen über einen längeren Zeitraum besteht, wird damit der be-
sonderen Struktur des Delikts Rechnung getragen.

Präzisierungsbedarf sieht die EVP beim Merkmal «über längere Zeit». In den Erläuterungen sollte klargestellt 
werden, dass die erforderliche Dauer anhand der konkreten Umstände und insbesondere der Häufigkeit 
und Intensität der Handlungen zu beurteilen ist. Bei Kindern und Jugendlichen können beispielsweise wie-
derholte Angriffe innerhalb einer Schulklasse oder eines digitalen Gruppen-Chats bereits innerhalb einer 
vergleichsweise  kurzen  Zeitspanne  erhebliche  Auswirkungen  entfalten.  Eine  schematische  Übertragung 
zeitlicher Kriterien aus dem arbeitsrechtlichen Mobbingbegriff wäre deshalb nicht sachgerecht.

3.3 Öffentlichkeitswirksames Mobbing und geschlossene Gruppenchats (Art. 177bis Abs. 2 VE-StGB.)

Die EVP begrüsst die qualifizierte Strafdrohung bei öffentlichem Mobbing gemäss Art. 177bis Abs. 2 VE-
StGB. Eine öffentliche Blossstellung kann für die betroffene Person wesentlich schwerwiegendere Folgen 
haben als eine ausschliesslich private Kommunikation. Gerade digitale Kommunikationsmittel ermöglichen 
es, Inhalte innert kurzer Zeit einem grossen Personenkreis zugänglich zu machen und ihre weitere Verbrei -
tung kaum mehr zu kontrollieren.
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Klärungsbedarf  besteht  jedoch  hinsichtlich  geschlossener  digitaler  Gruppen.  Der  Kommissionsbericht 
nennt Gruppen-Chats ausdrücklich als mögliches Beispiel einer öffentlichkeitswirksamen Begehung. Gleich-
zeitig versteht er unter «öffentlich» ein Handeln vor einem grösseren Personenkreis, dessen Mitglieder nicht 
durch persönliche Beziehungen miteinander verbunden sind. Gerade Klassen-, Vereins- oder andere Grup-
penchats können jedoch aus einem geschlossenen, persönlich verbundenen Personenkreis bestehen und 
für die betroffene Person dennoch eine erhebliche soziale Reichweite entfalten.

Die EVP regt deshalb an, in den Erläuterungen zu Art. 177bis Abs. 2 VE-StGB klarzustellen, unter welchen 
Voraussetzungen solche geschlossenen digitalen Gruppen von Absatz 2 erfasst werden. Eine pauschale 
Gleichsetzung jedes Gruppen-Chats mit Öffentlichkeit wäre ebenso wenig sachgerecht wie deren genereller  
Ausschluss.

3.4 Minderjährige

Bei minderjährigen Täterinnen und Tätern ist darauf zu achten, dass der neue Straftatbestand nicht zu ei-
ner unnötigen Kriminalisierung alltäglicher Konflikte führt. Die EVP erachtet dafür keine Sonderregelung in 
Art. 177bis VE-StGB als erforderlich. Das Jugendstrafrecht stellt bereits geeignete Instrumente zur Verfü-
gung: Schutz und Erziehung der Jugendlichen sind gemäss Art. 4 JStPO wegleitend und Alter und Entwick -
lungsstand angemessen zu berücksichtigen. Zudem ermöglichen Art. 5 JStPO und Art. 21 JStG unter be-
stimmten Voraussetzungen den Verzicht auf Strafverfolgung beziehungsweise Bestrafung; Art. 5 JStPO sieht 
zudem ausdrücklich die Möglichkeit von Vergleich und Mediation vor.

Die EVP regt deshalb an, in den Erläuterungen zu Art. 177bis StGB ausdrücklich auf diese Grundsätze und  
Instrumente hinzuweisen. Gerade bei Mobbing unter Kindern und Jugendlichen sollen, soweit es die Schwe-
re des Falles zulässt, erzieherische und wiedergutmachungsorientierte Lösungen gegenüber einer rein stra-
fenden Reaktion im Vordergrund stehen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfü -
gung. 

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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